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5. Der Bund sei um eine entsprechende Subvention und zugleich um einen 
Zuschuss an die Beiträge derjenigen Kantone oder sonstigen Subvenienten zu 
ersuchen, die von sich aus die Aussteller in Brüssel unterstützen; die bezüglichen 
Gesuche der Kantone etc. seien direkt an den Bundesrat zu richten.

[ . . . ] '
Wir beantragen: Es sei der Zentralstelle per Bundeskanzlei mitzuteilen, dass 

der Bundesrat ihre Anträge 1-4 genehmigt habe und der Bundesversammlung 
deshalb empfehlen werde, ihr einen Kredit bis zum Betrag von Fr. 35.000.- im 
genannten Sinne zur Verfügung zu stellen. Hinsichtlich Ziffer 5 ihrer Anträge 
müsse jedoch der Bundesrat sich angesichts der eidgenössischen Finanzlage und 
der ändern Ausstellungsunternehmungen (Turin und Landesausstellung), die 
den Bundesfiskus in Bälde in grösserem Masse in Anspruch nehmen werden, 
ablehnend verhalten. Der Bundesrat sei der Ansicht, dass die Übernahme der 
Organisation und Dekoration durch den Bund sich auch hinsichtlich der allfälli­
gen Spezialausstellungen der Uhrenindustrie, Schnitzlerei etc. als eine genügen­
de Leistung darstelle, der gegenüber es als gerechtfertigt erscheine, dass die 
nötigen anderweitigen Beiträge an die Kosten spezieller Ausstellungsgruppen 
von den Kantonen allein übernommen werden2.

1. Die Ausführungen zu der in Punkt 5 dargelegten Subventions-Frage sind weggelassen.
2. Der Bundesrat beschloss am 27. April 1909 die Annahme dieses Antrages (E 1004 1/236).
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Aufzeichnung des Vorstehers des Post- und Eisenbahndepartements, L. Forrer 

handschriftlich Undatiert [Ende April 1909]

D IE  N E U E N  G O T T H A R D V E R T R Ä G E

[ - ] 1
Die von den drei Staaten beschickte Konferenz nahm am 24. März ihren 

Anfang und hielt im ganzen 17 Plenarsitzungen. Nach schwierigen Verhandlun­
gen ist am 20. dies. Monats eine Einigung zu Stande gekommen. Diese findet 
ihren Ausdruck in zwei Vertragsentwürfen, der eine zwischen der Schweiz einer­
und Deutschland und Italien anderseits, der zweite zwischen der Schweiz und 
Italien. Dem ersteren ist ein Schlussprotokoll beigegeben.

I. Der Hauptvertrag, zwischen der Schweiz, Deutschland und Italien, enthält 
an der Spitze, als Art. 1, die Bestimmung, dass die bestehenden sog. Gott­
hardverträge von 1869/71, 1878 und 1879 sammt und sonders aufgehoben sind 
und durch den neuen Vertrag ersetzt werden.

Sodann setzt er in den weitern Artikeln, 2-14, im wesentlichen folgendes fest:
Eine erste Gruppe von Artikeln wiederholt eine Anzahl von Vorschriften des 

1869er Vertrages: Die internationale Bestimmung der Gotthardbahn, den unun-

1. Kurze historische Einleitung.
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terbrochenen Betrieb, und den Anschluss an die Hauptpersonenzüge der beiden 
Nachbarländer, und verpflichtet die drei Staaten neuerdings, ihr Möglichstes zu 
tun, um, im gemeinsamen Interesse auf der Gotthardbahn einen möglichst 
regelmässigen, bequemen, schnellen und wohlfeilen Waren-, Personen- und 
Postverkehr zu sichern.

Eine zweite Gruppe von Artikeln behandelt Tariffragen. Für den G ott­
hardtransitverkehr aus Italien über Chiasso und Pino nach den Stationen nörd­
lich von Luzern, Zug und Immensee, und umgekehrt, gilt der Grundsatz der 
kürzesten Route. Für den internen Gotthardverkehr behält die Schweiz völlige 
Tariffreiheit, ebenso für den Verkehr Italien resp. Deutschland-Stationen der 
Gotthardbahn.

Die Schweiz wird wie bisher direkte Tarife für den Transitverkehr aufstellen. 
Dieser ist der gleichen Tarifsätze und Vergünstigungen teilhaftig, welche von den 
S.B.B. jetzt und in Zukunft jeder ändern Schweiz. Alpenbahn für den Transitver­
kehr gewährt werden. Vorbehalten ist der Fall, wo die S.B.B. genötigt sind, 
infolge ausländischer Konkurrenz die Transittarife einer ändern Alpenbahn 
ausnahmsweise herunterzusetzen; der Transitverkehr über die Gotthardbahn 
darf jedoch dadurch nicht geschädigt werden.

Während der neue Vertrag für den Reisenden- und Gepäckverkehr in Transit 
lediglich die Beibehaltung des Status quo auch hinsichtlich der Bergzuschläge 
vorsieht, enthält er für den Warentransport in Transit folgende wichtige neue 
Bestimmung:

Die Bergzuschläge werden per 1. Mai 1910 um 35 %, per 1. Mai 1920 um 50 % 
reduziert2. Bisher betrugen sie für Erstfeld-Chiasso 64, für Erstfeld-Pino 50 
Kilometer, und sie werden also betragen

vom 1. Mai 1910 an: statt 64 und 50 Kilometer: 42 und 33 Kilometer.
vom 1. Mai 1920 an: statt 64 und 50 Kilometer: 32 und 25 Kilometer.
Eine besondere Klausel verleiht jedoch der Schweiz die Befugnis, in gewissen 

Fällen, wie bei Kohlenausfuhrverbot seitens eines Produktionslandes oder aus­
serordentlicher Kohlenverteuerung, die Bergzuschläge wieder zu erhöhen.

Drittens ist für Streitfälle ein Schiedsgericht vorgesehen, und endlich wird 
festgesetzt, dass der Vertrag am 1. Mai 1910 in Kraft trete, jedoch rückwirkende 
Kraft auf den l.M ai 1909 ausüben solle, letzteres, damit die S.B.B. gleich vom 
Übergang der G.B. an der Führung einer besondern Rechnung für den Kreis V 
enthoben sind.

Aus dem Schlussprotokoll heben wir folgende Bestimmungen hervor:
Falls die Gotthardbahn elektrifiziert wird und es sich um Bestellungen hiefür 

handelt, werden die S.B.B. gemäss ihrer gegenwärtigen Praxis die Industrie aller 
Länder zur Konkurrenz zulassen.

Die bisherigen Angestellten und Arbeiter der G.B. deutscher oder italieni­
scher Nationalität werden nach Massgabe der gesetzlichen Bestimmungen beibe­
halten, ohne das Schweizerbürgerrecht erwerben zu müssen.

2. Am 10. April 1909 Hess der Bundesrat dem italienischen Aussenminister Tittoni mitteilen, diese 
Staffelung sei unbedingt nötig: [. . .]  Nous avons absolument besoin d’un délai eu égard à la situation 
critique chemins de fer fédéraux et à l’opposition des chambres [. . .]  (E 1004 1/236).
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II. Das Spezialabkommen mit Italien enthält drei Bestimmungen, welche für 
Deutschland ohne Interesse sind und von denen lediglich die Dritte eine Neue­
rung bringt, während die beiden ersten nur eine Bestätigung bisheriger Verhält­
nisse bilden.

Die erste Bestimmung sichert den Getreidesendungen aus Italien, welche ins 
Lagerhaus Brunnen gelangen, um alsdann über die Gotthardbahn hinaus reexpe- 
diert zu werden, die Anwendung der Transitsätze zu.

In der zweiten Bestimmung wird erklärt, dass die Reisenden und Frachten aus 
Italien nach Stationen der Gotthardlinie nicht ungünstiger behandelt werden 
sollen, als es für andere Reisende und Frachten im internen Verkehr der 
Bundesbahnen gemäss der jeweiligen Tarifgesetzgebung der Schweiz der Fall ist.

Die Dritte Bestimmung endlich sieht für die Südfrüchte aus Italien (agrumi) 
einen neuen Ausnahmetarif der S.B.B. mit einigermassen reduzierten Frachtsät­
zen vor.

Diese drei Entwürfe, zu zwei Verträgen und einem Schlussprotokoll, sind nun 
den drei Regierungen zugestellt. Im Fall der Zustimmung werden die drei 
Dokumente von den zu bezeichnenden Vertretern der Regierungen unterzeich­
net3 und alsdann in jedem Staate der verfassungsmässigen Ratifikation entgegen­
geführt werden.

3. Die Unterzeichnung fan d  am 13. O ktober 1909 in Bern statt.

252
E 53, Archiv-Nr. 243

Der schweizerische Gesandte in Berlin, A . de Claparède, an den Bundes­
präsidenten und Vorsteher des Politischen Departementes, A. Deucher

PB  Berlin, 24. April 1909

Als ich gestern bei seinem wöchentlichen Empfang den Staatssekretär von 
Schoen aufsuchte, begrüsste er mich mit dem Ausdruck seiner Freude darüber, 
dass die Verhandlungen der Gotthardkonferenz zu einem glücklichen Abschluss 
gelangt seien; er hatte das betreffende Abkommen soeben erhalten und noch 
nicht gelesen, wie er sagte, allein er kenne den wesentlichen Inhalt derselben aus 
den vielen aus Bern erhaltenen Berichten und der von ihm selbst erteilten 
Instruktionen. Er glaubte nicht, dass die bezüglichen Unterhandlungen so lange 
dauern würden, -  Deutschland trage dafür die Verantwortlichkeit nicht; unsere 
italienischen Freunde, sagte er, haben durch nachträgliches Einbringen von 
unerwarteten Anträgen auch Deutschland in Verlegenheit gebracht, da letzteres 
sich sagen musste, wenn Italien noch mehr verlangt und erlangt, sollte auch 
Deutschland noch etwas verlangen! Nun ist wohl diese streitige Frage nunmehr 
aus der Welt geschafft und wir freuen uns darüber. Ich frug, ob der Vertrag dem 
Reichstag vorzulegen sei; Herr von Schoen meinte, die Mitteilung derselben an 
den Reichstag werde wohl stattfinden, da die Gotthardfrage den Reichstag und
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